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Attacke auf 40 000 Arbeitsplätze
Von Dr Daniel Heller, Grossrat, Aarau

Im Herbst 1992 haben die Sozialdemokraten
(SPS) zwei Volksbegehren eingereicht. Das
eine will die Ausgaben für die Armee halbieren,

das andere ein totales Verbot für
Schweizer Waffenausfuhren durchsetzen.
Beide Begehren würden im Falle ihrer Annahme

Arbeitsplätze vernichten: Die
Halbierungsinitiative gefährdet rund 25000 Stellen
(vorwiegend beim Bund, gemäss Berechnung

Bundesrat), die Waffenausfuhrverbotsinitiative

etwa 15000 (vorwiegend Stellen in
der Privatwirtschaft, gemäss Berechnungen
von Industriekreisen).

Militär spart als einziges Departement

Das Mihtardepartement hat bisher als einziges

Departement gespart Wahrend die
Bundesausgaben nominal seit 1990 bis 1994 kraftig

angewachsen sind (um +26%), sind die
Militarausgaben nominal 4%, real um ganze
15% zurückgegangen Dies obwohl mit ungefähr

50 Konflikten weltweit seit 1945 eine
Rekordzahl von Kriegen im Gange ist, darunter
auch solche auf europaischem Boden
Uber die Halbierungsinitiative hat der
Bundesrat schon beschlossen Er empfiehlt sie
zur Ablehnung Das Parlament wird zudem
über die Gültigkeit dieser Initiative zu befinden
haben Sie verlangt nämlich, dass beim Militär
eingespartes Geld fur Entwicklungshilfe und
fur weitere Sozialausgaben ausgegeben wird
Wer nun die Halbierung der Militarausgaben
befürwortet, musste Ja stimmen Wenn er
aber das freiwerdende Geld fur den Verkehr,
die Neat oder etwas anderes als fur soziale
und Drittweltaufgaben vorsehen mochte, ist
im Dilemma Er kann mit einem Ja oder Nein
seinem Willen an der Urne nicht Ausdruck
verleihen Obwohl die Initianten gewusst
haben, dass derartige Verknüpfungen in Initiativen

(man spricht von fehlender Einheit der
Materie) nicht möglich sind, haben sie ihr
Begehren eingereicht Deshalb muss diese
Initiative fur ungültig erklart werden

Die Armee 95 wird nicht billiger

Die um etwa 250 000 Mann reduzierte Armee
95 wird nicht billiger als die Armee 61 Die
Armee 95 hat einen gegenüber der Armee 61

erweiterten Armeeauftrag zu erfüllen Eine
Armee braucht Mittel fur Ausrüstung, Ausbildung

und Betrieb, um diesen Auftrag erfüllen
zu können Einsparungen ergeben sich bei
der Armee 95 aus der Reduktion der Bestände
und Einheiten und durch Rationalisierungen
Höhere Kosten ergeben sich aus dem
Zuwachs an Technologie, aus dem allgemeinen
Anwachsen der Betriebs- und Unterhaltskosten

und aus den neuen Aufgaben Sie erfordern

neue Ausrüstungen und zusatzliche Mittel

Wenn mit der Armee 95 der gleiche Schutz
bereitgestellt werden soll, die Armee gleichzeitig

neue Aufgaben ubernehmen muss und
dies mit einem Drittel weniger Truppen zu
bewerkstelligen ist, so ist fur jedermann einsehbar,

dass dies nicht billiger werden kann Eine
weitere Reduktion der Mittel wurde die
Realisation der Armee 95 verunmoglichen

Hptm Daniel Heller kommandierte eine Pz Hb Bttr und
ist heute Generalstabsoffizier

Das Recht auf Verteidigung beinhaltet auch
das Recht auf Bewaffnung

Uber die Initiative fur ein Waffenausfuhrverbot
hat der Bundesrat noch nicht entschieden
Sie bedroht neben der Schweizer Rüstungsindustrie,

welche sie zum Verschwinden bringen

will, die ganze Exportwirtschaft Sie sieht
eine totale staatliche Exportkontrolle vor Eine
unabhängige Kommission soll sogar das
Recht erhalten, in den Forschungsabteilungen

der ganzen Industrie Kontrollen
vorzunehmen und zu bestimmen, ob neue Produkte
«friedensvertraghch» seien In einer freien
Marktwirtschaft eine Absurdität
Wer das Selbstbestimmungsrecht der Volker
bejaht, wird auch das Recht der Staaten bejahen,

sich zu verteidigen Und wer sich verteidigen

darf, darf sich dazu wohl auch die
notige Ausrüstung besorgen Die heute
bestehende gesetzliche Regelung fur
Kriegsmaterial, das nicht in Kriegsgebiete geliefert
werden darf, hat sich insgesamt bewahrt Der
Vorwurf der Initianten, die Schweiz trage mit
ihren Rustungsexporten zum Unfrieden der
Welt bei, ist absurd Der Schweizer Anteil
betragt gerade 0,7% an der Weltausfuhr von Ru-

stungsgutern Der Frieden wird durch die
Menschen bedroht, nicht durch die Waffen
40 000 tote Bewohner Ruandas im Viktoriasee

- die meisten durch Messer, Macheten und
andere primitive Waffen umgebracht-beweisen,

dass fur Konflikte keine modernen Ru-
stungsguter notig sind

Waffenausfuhrverbot: sofort vors Volk

Der Bundesrat verreiste in die Sommerferien,
ohne über diese Initiative zu befinden Die
15 000 betroffenen Arbeitnehmer hatten ein
Recht darauf, zu wissen, was der Bundesrat
zum Waffenausfuhrverbot meint Die von der
ganzen Wirtschaft bekämpfte Revision des
Kriegsmaterialgesetzes taugt als Ausrede fur
die Saumseligkeit der Landesvater jedenfalls
nicht Sie ist mit anderen Vorlagen verknüpft
(Export-Kontrollgesetz) und muss nach
einhelliger Ablehnung im Vernehmlassungsver-
fahren gänzlich uberarbeitet werden Einer
raschen Abstimmung über die extreme und
kaum chancenreiche Waffenausfuhrverbotsinitiative

steht deshalb nichts im Wege Trotz
angeblichem Vertrauensverlust in den
Bundesrat werden die Stimmburger wissen, was
sie von diesen beiden ideologisch motivierten
Vorstossen mit 40 000 abgeschafften Arbeitsplätzen

und der SPS als Initiantin zu halten
haben

Nominale Entwicklung der Bundesaus¬
gaben 1990 bis 1993

Aufgabenbereich Veränderung
1990-1993

Landesverteidigung minus 4%
Landwirtschaft plus 19%
Unterricht und Forschung plus 24%
Total plus 26%
Ausland plus 33%
Verkehr plus 35%
Soziale Wohlfahrt plus 39%
Finanzen und Steuern plus 41%

Die Armee hat ihre «Friedensdividende» bereits
mehr als abgegolten Abgesehen davon, dass
der eine solche Gewinnausschüttung rechtfertigende

Frieden gar nicht existiert, gehen derartig
drastische Einsparungen an die Substanz und
bedingen einen weiteren massiven Abbau der
Armee

Ausgaben Bund und EMD 1990 - 1993 (Index 1990 100)
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